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Vorentwurf Der Bundesrat will
den Bereich der Raumfahrt wie
beispielsweise den Betrieb von
Satelliten gesetzlich regeln. Er hat
einen Vorentwurf eines entspre-
chenden Bundesgesetzes in die
Vernehmlassung geschickt.

Mit dem neuen Gesetz soll die
Standortattraktivität der Schweiz
im Raumfahrtsektor weiter ver-
bessertwerden,wie das Departe-
ment von Forschungsminister
GuyParmelinmitteilte.Weiter sei
das neue Gesetz ein wichtiges
Instrument zur Umsetzung der
Weltraumpolitik 2023 des Bun-
desrates. Im Raumfahrtgesetz
würden die Bewilligung undAuf-
sicht von nationalen Raumfahrt-
aktivitäten, ein nationales Regis-
ter fürWeltraumgegenstände und
Haftungsfragen geregeltwerden.
Zudem positioniere sich die
Schweiz als Staat, der klare und
zukunftsgerichtete Rahmenbe-
dingungen biete und sich für die
langfristige Nachhaltigkeit von
Weltraumaktivitäten einsetze.

DieVernehmlassung endet am
6. Mai. (SDA)

Bundesrat will
Raumfahrtsektor
gesetzlich regeln

Charlotte Walser

Wird die Volksinitiative «Keine
10-Millionen-Schweiz» der SVP
angenommen, erübrigt sich die
Diskussion über das Vertrags-
paket mit der EU. Die Initiative
verlangt,dass die Bevölkerungder
Schweiz die Grenzevon zehnMil-
lionenEinwohnernnichtvor2050
überschreiten darf. Andernfalls
müsste die Schweiz das Abkom-
men zur Personenfreizügigkeit
mit der EU kündigen. Der bilate-
raleWegwäre damit Geschichte.

Der Bundesrat lehnt die Initia-
tive ab, und zwar ohne Gegenvor-
schlag. «Ein Einwohnerdeckel ist
nicht im Interesse der Bevölke-
rung», sagte Bundesrat Beat Jans
gestern vor den Medien. Die
Schweiz brauche Zuwanderung,
und sie brauche geregelte Bezie-
hungen zurEU.Die Initiative gehe
genau in die andere Richtung –
«und das in ohnehin unsicheren
Zeiten».

Der Bundesrat will allerdings
mit sogenanntenBegleitmassnah-
men ein Zeichen setzen: Er will
zeigen, dass er die Sorgen der
Bevölkerung wegen der hohen
Zuwanderung ernst nimmt. Bun-
desrat Beat Jans hatte dem Bun-
desrat im November eine Reihe
vonVorschlägen unterbreitet, lief
damit aber teilweise auf.

Mit einigen Vorschlägen war
der Bundesrat dem Vernehmen
nach nur unter der Bedingung
einverstanden, dass Gewerk-
schaften undArbeitgeber zustim-
men. Dazu gehörte die Idee der
Gewerkschaften, die Familienzu-
lagen um 50 Franken pro Kind
und Monat zu erhöhen. Diese
Massnahme wäre aus Sicht der
Linken im Abstimmungskampf
hilfreich gewesen, da sie den
Familien einen konkretenNutzen
gebracht hätte.

DochdieArbeitgeberseite –na-
mentlich der Gewerbeverband –
wollte nichts davon wissen. Sie
pochte stattdessen auf Massnah-
men imAsylbereich.Diesermacht

allerdings nur einen kleinen
Bruchteil der Zuwanderung aus,
beim weitaus grössten Teil han-
delt es sich um Zuwanderung in
den Arbeitsmarkt.

Dass der Bundesrat nun trotz-
dembeiAsylsuchenden ansetzen
will, findet Nationalrat Balthasar
Glättli (Grüne) «absurd». Jans
räumte an der Medienkonferenz
ein, dass die Asyl-Zuwanderung
nur 5 bis 10 Prozent ausmache.
Es gebe aber trotzdem Möglich-
keiten, dasAsylsystem zu entlas-
ten. Konkret erwägt der Bundes-

rat etwa, vor der Eröffnung von
Asylverfahren zu prüfen, ob
überhaupt auf das Asylgesuch
eingetreten wird. Die Schweize-
rische Flüchtlingshilfe steht dem
kritisch gegenüber.

MitweiterenMassnahmenwill
der Bundesrat gegen die Woh-
nungsknappheit vorgehen.Auch
hier will er allerdings vieles erst
noch prüfen.Auf die Frage, ob das
tatsächlich reiche, um die Initia-
tive zu bekämpfen, sagte Jans,
aus Sicht des Bundesrates hand-
le es sich um ein «solides Paket».

Die Gewerkschaften bezeichnen
das Resultat dagegen als «dürf-
tig». Die SVP wiederum spricht
von Massnahmen «aus dem
sozialistischen Giftschrank».Die
wichtigsten Massnahmen im
Überblick:

—Mehr Geld für
denWohnungsbau
Der Fonds zur Förderung des ge-
meinnützigenWohnungsbaus soll
weitergeführt und auf 150Millio-
nen Franken aufgestocktwerden.
Ohne Aufstockung müsste die

Förderung voraussichtlich ab
2030 reduziert werden. Mit ver-
schiedenen Anpassungen der
«Lex Koller» will der Bundesrat
zudem die Bedingungen ver-
schärfen, unter denen Personen
im Ausland Immobilien in der
Schweiz kaufen und behalten
können. So will er strengere Re-
geln einführen für den Erwerb
von (Haupt-)Wohnungen durch
Angehörige von Nicht-EU/Efta-
Staaten. Auch der Erwerb von an
einer Schweizer Börse kotierten
Anteilen von Wohnimmobilien-

gesellschaften soll erschwertwer-
den. Der Bundesrat will zudem
prüfen, inwiefern eine Einschrän-
kungdes Erwerbsvon Ferienwoh-
nungen durch Personen im Aus-
land zur Entspannung des Woh-
nungsmarkts beitragen kann.

—Strengere Regeln
fürAsylsuchende
Der Bundesrat will die Einfüh-
rung eines vorgelagertenVerfah-
rens prüfen – eines Verfahrens
vor dem eigentlichenAsylverfah-
ren. In diesem soll geklärt wer-
den, ob dieVoraussetzungen für
die Prüfung eines Asylgesuchs
gegeben sind oder nicht. Weiter
sindVerschärfungen für jene ge-
plant, die mehrmals ein Gesuch
stellen oder ihre Mitwirkungs-
pflichten verletzen. Tauchen
Asylsuchende unter, sollen ihre
Gesuche schneller abgeschrieben
werden.Bei vorläufigAufgenom-
menen soll regelmässiger und
intensiver überprüft werden, ob
dieVoraussetzungen noch gege-
ben sind. Parallel dazu erarbeite
das Staatssekretariat fürMigra-
tion (SEM) eine Reihe von neu-
en Massnahmen, damit Straf-
täter das Asyl- und Ausländer-
recht nicht ausnutzen könnten,
schreibt das Justizdepartement.

—Unterstützung
für Stellensuchende
Damit das inländische Potenzial
besserausgeschöpftwerdenkann,
sollen Personen, die im Rahmen
des Familiennachzugs zuge-
wandert sind, rascher in den
Arbeitsmarkt integriert werden.
Künftig sollen sie etwa dabei un-
terstützt werden, ihre Diplome
anerkennen zu lassen. Auch
ältere Stellensuchende sollen
beim Wiedereinstieg mehr Un-
terstützung erhalten. Bisher
befristete Massnahmen will der
Bundersat weiterführen, etwa
das Jobcoaching. Zudem will er
Massnahmen zur Information
und Sensibilisierung für Arbeit-
gebende und Teilzeiter prüfen.

So kämpft der Bundesrat gegen die SVP-Initiative
Zuwanderung in der Schweiz Mehr Geld für Wohnungen und Verschärfungen für Asylsuchende:
Mit diesen Massnahmen setzt der Bundesrat ein Zeichen. Die Familienzulagen will er nicht erhöhen.

Wollte griffigere Massnahmen, um die SVP-Initiative zu kontern: SP-Bundesrat Beat Jans an der Albisgüetli-Tagung der SVP. Foto: Ennio Leanza (Keystone)

Das ist selten im Berner Zentrum
der Macht: Über «Arci» verliert
kaum jemand, der in den vergan-
genen Monaten mit ihm zu tun
hatte, ein schlechtesWort. «Nett»
und«freundlich» sinddie häufigs-
ten Adjektive, die verwendetwer-
den,wennmannachAndreaArci-
diacono fragt. «Zu nett» ist auch
die häufigsteAntwort auf die Fra-
ge, warum der Bundesratsspre-
chernachnicht einmalvierMona-
ten im Amt verkündet, dass er
nichtmehrSprecher seinmöchte.
Die zweithäufigste Antwort ist:
«Überfordert.» Jemand findet: «In
der falschen Liga gelandet.»

Von einem groben Fehler oder
einemsonstigenEreignis,das zum
Rücktritt geführt hätte,weiss nie-
mand aus dem halben Dutzend
Personen, die für diesen Artikel
Auskunft gegeben haben und die
alle mit Arcidiacono zusammen-
arbeiten.Bundesrat GuyParmelin
sagte an einer Medienkonferenz,
neben Arcidiacono sitzend, man
sei «überrascht» gewesenvon der
Ankündigung. Man bedauere es
immer, wenn jemand gehe, und

suche jetzt einenNachfolger. In ei-
nerMitteilung zumRücktritt steht,
Arcidiacono verlasse den Posten
auf eigenenWunsch: «Bei seinen
Überlegungen haben vor allem
private Gründe zu diesem Ent-
scheid geführt.»

Viel Papier und
manchmal Streit
Am Rand der Medienkonferenz
sagte er, gesundheitlich gehe es
ihmgut, seinerFamilie ebenso. In
einem dreisprachig vorgelesen
Communiqué betonte er, er habe
als Vizekanzler eine «intensive
Zeit» erlebt. Es gebe viele Chan-
cenundvieleHerausforderungen.

em Anschein nach zu viel Inten-
sität und zu viel Herausforde-
rung. Der Job des Vizebundes-
kanzlers ist einerderhärtesten im
SchweizerPolitsystem.Die öffent-
liche Arbeit – das Leiten der
wöchentlichen Medienkonferen-
zen als Bundesratssprecher –
macht nur einen kleinen Teil des
Pflichtenhefts aus.DerAmtsinha-
ber führt auch Protokoll an den
Regierungssitzungen und muss
kommunikativalle Bundesratsge-
schäfte imGriff haben –nicht zu-
letzt bei Krisen.Fürall dies ist ihm
einTeamvon 70Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern unterstellt.

Es ist eine Maschine, die läuft
und läuft. JedeWochewirdviel Pa-
pier produziert, und alles sollte
durchdacht undpolitisch abgewo-
gen sein. Ein Beispiel: Allein zum
Verhandlungsabschluss mit der
EU publizierte die Bundeskanzlei
am 20. Dezember 31 Dokumente.
Vor der Medienkonferenz gab es
im Bundesrat Streit über die Fra-
ge, wer alles auftreten soll.
Schliesslich durfte Viola Amherd,
die Bundespräsidentin des Jahres

2024, nicht auf dem Podium sit-
zen. Arcidiacono trat mit Aussen-
minister Ignazio Cassis, Wirt-
schaftsministerGuyParmelin und
Innenministerin Elisabeth Bau-
me-Schneiderauf.Nett sein ist nur
bedingt gefragt im Kampf um die
Kommunikationshoheit zwischen
den Bundesratsmitgliedern, den
Departementen, den Ämtern und
all den anderen Akteuren. Viel-
mehr braucht es Durchsetzungs-
vermögen – wie es Arcidiaconos
Vorgänger André Simonazzi an
den Tag gelegt hatte. Simonazzi
war am 10. Mai 2024 verstorben.

Es durfte kein
Deutschschweizer sein
Die Suche nach einer Nachfolge,
geleitet vom Bundeskanzler Vik-
tor Rossi, gestaltete sich schwie-
rig.Da Rossi und die andereVize-
kanzlerin,Rachel Salzmann,beide
der Deutschschweiz zugerechnet
werden,wollteman fürden zwei-
tenVizeposten unbedingt jeman-
den aus der lateinischen Schweiz.
Schliesslich bekam «Arci» den
Verschleissjob. Seine Empfehlung

durchKanzlerRossi und dieWahl
durch den Bundesrat war eher
eineÜberraschung.Der sprachge-
wandte Journalist hatte zwarviele
Sprecherstellen innegehabt, auch
in der Bundesverwaltung.An kei-
nemOrt blieb eraber längerals ein
paar Jahre. In derPersonalführung
verfügte er, zumindestmit grösse-
renTeams,überwenigErfahrung.

Arcidiacono setzte sich den-
noch in einem Bewerbungsver-
fahren durch. Im Amt erwies
er sich, wie sein schneller Ab-
gang zeigt, den hohen Anfor-
derungen nur bedingt gewach-
sen. Er bleibt noch bis Ablauf
der Kündigungsfrist im Amt. Per
1.April übernimmtUrsula Eggen-
berger die Sprecher-Aufgaben.
Dies hatte die LeiterinKommuni-
kation derBundeskanzlei bereits
nach SimonazzisTod getan.Län-
gerfristig steht sie «nicht zu Ver-
fügung». Damit startet nun er-
neut die Suche nach einer geeig-
neten Person.

Thomas Knellwolf
und Charlotte Walser

Der nette Bundesratssprecher spielte in der falschen Liga
Andrea Arcidiacono Der überforderte Tessiner überrumpelt den Bundesrat und geht nach sechs Monaten.

Rücktritt: Andrea Arcidiacono.
Foto: Peter Schneider (Keystone)
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In der Schweiz soll es künftig
nicht mehr möglich sein, ein
Kind aus dem Ausland zu adop-
tieren: Der Bundesrat will inter-
nationaleAdoptionen verbieten.
Er ist zum Schluss gekommen,
dass sichMissbräuche nicht aus-
schliessen lassen.

Mitte-Nationalrat StefanMül-
ler-Altermatt kritisiert das. Er hat
vor kurzem ein Kind aus Arme-
nien adoptiert und ist überzeugt,
dass strenge Regeln genügen.
Konkret schlägtMüller-Altermatt
vor, Adoptionen auf bestimmte
Staaten zu begrenzen. Ein Ver-
bot würde aus seiner Sicht bloss
dazu führen, dass illegale Wege
beschritten werden.

HerrMüller-Altermatt, Sie
haben vor kurzem ein Kind
aus demAusland adoptiert.
Nunwill der Bundesrat
internationale Adoptionen
verbieten.Haben Sie etwas
Fragwürdiges getan?
Nein, definitiv nicht.AberAdop-
tionen sind etwas sehr Sensib-
les. Der Bundesrat sagt nun: zu
sensibel. Ihre Frage zeigt genau
einen der schwierigen Aspekte
dieses Entscheids: Der General-
verdacht gegen alle Adoptivel-
tern, die auf legalem Wege ein
Kind aufgenommen haben, ihm
eine Familie gegeben und somit
etwas Gutes getan haben – und
nicht etwas Fragwürdiges.

Untersuchungen haben
Erschütterndes zutage
gefördert: In der Schweiz sind
viele Kinder aus demAusland
adoptiertworden, die ihren
Elternweggenommen oder
verkauftwurden.Was dachten
Sie, als Sie davon hörten?
Das war schon Thema, als unser
Adoptionsverfahren noch lief.
Ich dachte: Jesses Gott, so darf
es doch nicht laufen. Wir sahen
aber auch, dass es bei uns völ-
lig anders lief. Tatsächlich sind
die Praktiken von einst in den
heutigen Verfahren nicht mehr
möglich. Und das Mindset der
Behörden ist auch nicht mehr
vergleichbarmit jenemder Sieb-
ziger- oder Achtzigerjahre. Da-
mals dachte man beispielswei-
se bei einer fehlendenVerzichts-
erklärung: «Ach, was solls, dem
Kind geht es jetzt ja besser.»
Heute ist eine solch verachtende
Kolonialistenhaltung undenkbar.
Ohne vollständige Dokumente
und Transparenz geht nichts.

Hinweise auf Kinderhandel bei
Adoptionen gibt es aber bis in
unsere Zeit. Können Sie bei
IhremKind illegale Praktiken
ausschliessen?
Ja, das können wir – ich könnte
sonst nicht mehr schlafen. Wir
haben sämtliche Dokumente,
und es floss kein Geld, ausser für
Dienstleistungen ausserhalb der
Behörden wie jene der Anwältin
und des Übersetzers.Unser Sohn
war anderthalb Jahre im Heim,
bevor wir ihn adoptierten. Er
kam also nicht wegen derAdop-
tion dorthin. Das ist ein ganz
wichtiger Punkt: Die Adoption
darf niemals die Ursache für die
plötzliche, traumatische Tren-
nungvon derMutter sein. Sie soll
dem Kind eine Familie geben,
nicht eine Familie nehmen, sonst

ist sie niemals im Interesse des
Kindeswohls.

Adoptivelternwerden zuweilen
getäuscht. So sagtman ihnen,
ihr Kind sei vor einem
Kinderheim ausgesetztworden.
Später zeigt sich, dass das nicht
stimmt.Wasmacht Sie sicher,
dass bei Ihnen nichts falsch lief?
Wir haben die juristisch beglau-
bigte Verzichtserklärung der El-
tern, derenAdresse, die Geburts-
urkunde. Das ist alles wasser-
dicht. Wir wissen, wie unser
Sohn ins Heim kam. Was wir

nicht kennen, ist die Seelenwelt
der Eltern. Sie haben ihr Kind
vielleicht deshalb abgegeben,
weil sie gesellschaftlich und öko-
nomisch unter Druck standen.
Es wäre das Beste, man könnte
diesen Druck beseitigen. Die Re-
alität sieht aber im Moment an-
ders aus.

Der Bund ist zum Schluss
gekommen, dass sich
Missbräuche bei internationalen
Adoptionen nicht ausschliessen
lassen. Ist das nicht Grund
genug für einVerbot?

Ich komme zu einem anderen
Schluss. Für gesunde kleine Kin-
der gibt es eine grosse Nachfra-
ge – und entsprechend ein gros-
sesMissbrauchsrisiko,weil es zu
wenig Kinder gibt. Die Überle-
gung des Bundesrates, diesen
schrecklichen «Markt» trocken-
zulegen, ist absolut richtig. Das
Problem ist bloss: Wenn es kei-
ne legale Möglichkeit gibt, wird
die Nachfrage illegal befriedigt
– oder es werden andere Wege
gesucht, beispielsweise via Leih-
mutterschaft. Das ist nicht bes-
ser als der heutige Zustand.

Kommt hinzu: Bei Kindern mit
Einschränkungen ist es anders.
Unser Kind hat Trisomie 21. Da-
für gibt es keinen «Markt».Auch
wegen dieser Fälle sollteman in-
ternationale Adoptionen nicht
verbieten.

Hat der Bundesrat überreagiert?
Sagen wir es so: Der Bundesrat
hat zu früh kapituliert. Vor dem
Aufwand, vor den Schwierigkei-
ten.Das kann ich nicht akzeptie-
ren.Denn es lohnt sich. Das sehe
ich jedenTag.Und eben: Eswird
sowieso Ressourcen brauchen.
Ich sähe sie lieber in den legalen
Weg gesteckt statt in die spätere
Bekämpfung des illegalenWeges
und ethisch bedenkliche Wege
wie die Leihmutterschaft.

Waswäre also die Alternative
zu einemVerbot?
Eine restriktivere und effiziente-
re Gesetzgebung.DieAdoptionen
sollten auf bestimmte, rechts-
staatlich einwandfreie Staa-
ten beschränkt werden. Und sie
sollten zentral vom Bund ab-
gewickelt werden statt von den
Kantonen.Bei 20Adoptionen pro
Jahrverteilt auf 26 Zentralbehör-
den fehlt logischerweise die Rou-
tine. Das ist dann eben auch ge-
fährlich. Ich habe einenVorstoss
dazu eingereicht undwerdemich
im Parlament für eine entspre-
chende Regulierung einsetzen.

Derzeit werden ukrainische
Waisenkinder in der Schweiz
zurAdoption abgeholt, in
Blitzverfahren. Der Bund
erklärt sich für nicht zuständig.
Wie denken Sie darüber?
Das geht so natürlich nicht. Dem
muss man den Riegel schieben.

Viele Adoptivkinder fühlen sich
später entwurzelt. Bereitet
Ihnen das als Adoptivvater
keine Sorgen?
Diesermöglichen Komplikation
muss man begegnen – auch
wenn sie in unseremFallwegen
der Trisomie 21 vielleicht etwas
wenigerwahrscheinlich ist.Wir
beschäftigen uns intensiv mit
dem Herkunftsland Armenien,
wo wir mittlerweile auch viele
Freunde haben. Adoptivkinder
sollten ebennicht zurück zuden
Wurzelnmüssen, sondern diese
immer behalten. Dieser Prob-
lemkreis zeigt auch,wiewichtig
eine gute Vorbereitung und Be-
gleitung der Adoptiveltern ist.
Deshalb plädiere ich für eine
vom Bund finanzierte Vermitt-
lungsstelle, welche die Eltern
begleitet.

Wie blicken Sie heute auf den
Entscheid zurück, ein Kind aus
demAusland zu adoptieren?
Ich blicke zurück auf ein enorm
kräfteraubendes Verfahren, das
uns in jeder Hinsicht bis an die
Grenzen gefordert, dann aberbe-
lohnt hat –mit demgrösstenGe-
schenk,dasman sich nurvorstel-
len kann. Es ist – neben all den
rechtlichen und ethischen Fra-
gen – unglaublich eindrücklich,
wie die Adoption auf emotiona-
ler Ebene funktioniert. Da war
vonAnfang anbeidseitig tiefe,be-
dingungslose Liebe.Das ist letzt-
lich der entscheidende Aspekt.
Und damit würde ich sagen: Die
Adoption war das Beste, was ich
in meinem Leben getan habe.

«Der Bundesrat hat zu früh kapituliert»
Verbot von Ausland-Adoptionen Stefan Müller-Altermatt hat ein Kind aus Armenien adoptiert. Der Mitte-Nationalrat
spricht über seine Erfahrungen und sagt, warum er ein Verbot von internationalen Kindesannahmen ablehnt.

Der Bundesrat will internationale Adaptionen in Zukunft verbieten. Symbolfoto: Imago

Stefan Müller-
Altermatt
Mitte-Nationalrat

EinBericht derZürcherHochschu-
le für Angewandte Wissenschaf-
ten (ZHAW) zeigte, dassviele Kin-
der aus Sri Lanka unrechtmässig
adoptiert worden waren. Aber
auch aus anderen Ländern gibt es
zahlreiche Hinweise auf illegale
Praktiken. Der Bundesrat setzte
dann eineExpertengruppe einmit
demAuftrag, eine Einschränkung
derAdoptionen aus demAusland
oder gar ein Verbot zu prüfen.

—Warumwill der Bundesrat
Ausland-Adoptionen verbieten?
Justizminister Beat Jans stellte
klar, dass es irreguläre Adoptio-
nen nicht mehr geben darf. Laut
demBericht derExperten ist auch
mit einem griffigen Adoptions-
recht nicht sichergestellt, dass
Missbräuche vollständig verhin-
dertwerden.ZurDebatte standne-
ben demVerbot eine Fortführung
internationalerAdoptionen unter
strengenBedingungenundmit ei-
ner starken Reduktion der Her-
kunftsländer. Dazu wäre aber ein
viel grössereradministrativerAuf-
wand nötig. Dieser stünde in kei-
nem Verhältnis zu der heute ge-
ringen Zahl von internationalen
Adoptionen, sagte Jans. Klar sei
aber auch, dass es Beispiele von

Adoptionen gebe, die korrekt
durchgeführtworden und die aus
der Sicht der Kinder und der El-
tern geglückt seien.

—Wie liefen Adoptionen ab?
Die Vermittlung sri-lankischer
Kinder zur Adoption in der
Schweiz wurde durch internatio-
nal tätige Netzwerke organisiert.
In derFolgewaren die adoptions-
willigen Paare über Jahre hinweg
sowohl in Sri Lanka als auch in der
Schweiz immer wieder mit den-
selben Personen und Organisati-
onen konfrontiert. So vermittelte
eine einzelneAnwältin in Sri Lan-
ka 250bis 300Kinder insAusland.

Die imZHAW-Bericht erwähn-
ten Akteurinnen vor Ort vermit-
telten nicht nur Kinder ins Aus-
land, sondern betrieben vor Ort
Heime fürMütterundBabys.Meh-
rere Vermittlerinnen gerieten als
Betreiberinnen von sogenannten
«Baby-Farmen» in den Fokus der
sri-lankischen Polizei.

—Waswussten die Schweizer
Behörden?
DerGeschäftsträgerder schweize-
rischen Botschaft in Sri Lanka,
Claude Ochsenbein, schlug im
Frühling 1982Alarm.Er informier-

te das Bundesamt für Ausländer-
fragen, dokumentierte die Bun-
desbehördemit Berichten der sri-
lankischen Presse. Einer der
Artikel hielt fest, dass Sri Lanka in
der Schweiz als «Versandhaus für
Kinder» gelte. Es wurde auf eine
Frau verwiesen, die Kinder für
1500 US-Dollar und zusätzliche
Geschenkewie eine FlascheWhis-
ky oder ein Schweizer Taschen-
messer anbiete. Zudem führe sie
einGästehaus, in dem sie Schwei-
zerPaare gegen ein Entgelt unter-
bringe. Auch in Heimen oder in
SpitälernwurdenKinderanAgen-
ten und Vermittlerinnen überge-
ben, die Angaben zu den Babys in
den Geburtsscheinen fälschten
und ihre Herkunft verwischten.

—Warumhaben die Behörden
damals nichts unternommen?
EinGrunddafür ist, dass viele Be-
hörden sowohl auf kantonalerwie
auf Ebene des Bundes involviert
waren, aberniemand sich zustän-
dig fühlte. Das Adoptionsverfah-
renwar zersplittert.Auch das ge-
sellschaftliche Klima spielte eine
Rolle. Der Konsens war damals,
dass die Kinder es in der Schweiz
besser hätten. Die Eltern selbst
hätten in der Regel in guter Ab-

sicht gehandelt, sagte Beat Jans
vor den Medien.

—Was bedeutet ein Verbot
von Ausland-Adoptionen?
Die Zahl der internationalen Ad-
optionen von Paaren aus der
Schweiz ist in den letzten Jahren
stark zurückgegangen. Derzeit
sind es noch 30 pro Jahr. Früher
waren es mehrere Hundert. Ad-
optionen innerhalb der Schweiz
sind vom geplanten Verbot nicht
betroffen.Auch laufende interna-
tionaleAdoptionsverfahren kön-
nen weitergeführt werden. Das
Adoptionsrecht sei bereits 2003
verschärftwordenunddieBehör-
den seien aufMissbräuche sensi-
bilisiert, sagte Jans. Das Justiz-
undPolizeidepartementwird bis
Ende 2026 eine Vernehmlas-
sungsvorlagevorbereiten.Zudem
will derBundesrat auchdie recht-
lichen Grundlagen verbessern.

Als erstes Land haben die
Niederlande bereits ein Verbot
beschlossen.Andere europäische
Länder und Kanadawollen inter-
nationale Adoptionen ebenfalls
stark einschränken oder ver-
bieten.

Mario Stäuble

Illegale Adoptionen aus Sri Lanka: Was wussten die Behörden?


